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Angegriffene Entscheidung: 	Entscheidung der Prufungsabteilung you 
11. April 1990 betreffend die Zuruckweisung des 
Antrags, da& die an 22. MArz 1989 belA Punt 
eingegangene Gebühr als rechtzeitig bezahit 
gilt. 

Zusammensetzung der Kaer: 

Vorsitzender: 0. Bossung 
Mitglieder: 	J. -P. Seitz 

M. Schar 
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Sachverhalt und Antrãge 

Im Prufungsverfahren der europäischen Patentanmeldung 
Nr. 85 901 383.1 wurde in eineiu Bescheid nach Artikel 96 

(2) EPU eine Frist von einein Monat zur Stellungnahme 
gesetzt. Diese Frist wurde auf zwei Monate verlàngert. Sie 
lief am 3. Dezember 1988 ab. Am 10. Januar 1989 erging 

eine Mitteilung nach Regel 69 (1) EPU, in der festgestellt 
wurde, daB die Patentanmeldung nach Artikel 96 (3) EPU als 
zuruckgenoinen gelte. 

Am 20. Màrz 1989 beantragte der Anmelder die Weiter- 
behandlung der Patentanmeldung und holte gleichzeitig die 
Stellungnahme zum Prufungsbescheid nach. Die Weiter-
behandlungsgebühr von DM 125,- zahite er 	am selben Tag 
in bar bei einem Postaint in Nurnberg auf das Postgirokonto 
des Europäischen Patentamts em; der Betrag wurde am 
22. März 1989 auf dein Postgirokonto des EPA 
gutgeschrieben. 

Mit Bescheid vom 30. Mai 1989 wurde dem Anmelder 
mitgeteilt, daB der Antrag auf Weiterbehandlung geinäB 
Artikel 121 (2) EPU als nicht eingereicht gelte, da die 

Weiterbehandlungsgebühr nicht rechtzeitig entrichtet 
worden sei. In dem am 13. Juli 1989 beim EPA eingegangenen 
Schreiben beantragte der Anmelder, in einer Entscheidung 
nach Regel 69 (2) EPiJ festzustellen, daB die am 
22. März 1989 dem EPA gutgeschriebene Weiterbehandlungs-
gebühr als rechtzeitig gezahit gelte. Mit der 
Feststellungsentscheidung vom 11. April 1990 wurde dieser 
Antrag zuruckgewiesen. 

Gegen diese Entscheidung legte der Anmelder am 
12. Juli 1990 Beschwerde ein und zahite gleichzeitig die 
BeschwerdegebUhr. Die Beschwerdebegründung ging am 
31. Juli 1990 em. Der Anmelder beantragt, die 
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angefochtene Entscheidung aufzuheben und die Sache zur 
Weiterbehandlung der Patentanmeldung an die Erstinstanz 
zurückzuverweisen. 

V. 	Nach Hinweis auf die Anderung des Artikels 8 der Gebühren- 
ordnung (vgl. AB1. EPA 1990, Beilage zu Heft 12, S. 4, 
sowie nunmehr auch AB1. EPA 1991, 11) zahite er durch 
Scheck die Zuschlagsgebühr von DEM 12,50 nach Artikel 8 
(3) b) der Neufassung der Gebührenordnung. 

Entscheidungsgründe 

1. 	Der zulässigen Beschwerde kann im Hinblick auf die 
Neufassung der Gebührenordnung stattgegeben werden. GemäB 
Artikel 2 Nr. 3 in Verbindung mit Artikel 3 des 
Beschlusses des Verwaltungsrats der Europäischen 
Patentorganisation vom 7. Dezemnber 1990 zur Neufestsetzung 
der Gebühren und zur Anderung der Gebührenordnung 
(AB1. EPA 1991, ii) ist der neue Artikel 8 der 
Gebührenordnung in alien Fallen anzuwenden, in denen die 
Feststellung eines Rechtsveriustes im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Beschiusses, d. h. am 
3. Januar 1991, noch nicht rechtskràftig geworden ist. Da 
die Einlegung der Beschwerde gemãB Artikel 106 (1) Satz 1 
EPU aufschiebende Wirkung hat, ist in der vorliegenden 
Beschwerdesache die Feststellung des Rechtsveriustes noch 
nicht rechtskräftig geworden, so daB der neue Artikel 8 
der Gebührenordnung Anwendung findet. 

2.1 	Artikel 8 (1) der Gebuhrenordnung bestimnmt in seiner neuen 
Fassung, daB der Tag, an demn der eingezahite Betrag 
tatsàchlich auf einem Konto des Aintes gutgeschrieben wird, 
ais der Tag des Eingangs der Zahiung gilt. Absatz 3 des 
Artikeis 8 der Gebührenordnung enthàit die Regelung, daB 
die Frist für die Zahiung einer GebUhr als eingehalten 
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gilt, auch wenn die Gebührenzahlung erst nach Ablauf der 

Zahlungsfrist eingegangen ist, falls folgende 

Voraussetzungen erfüllt sind: 

der Einzahler muB dent Amt den Nachweis erbringen, daB 

er innerhalb der Frist, in der die Zahiung hãtte 

erfolgen müssen, diese in einem Vertragsstaat, z. B. 

durch Einzahlung des Betrags auf ein Postgirokonto 

des Amts veranlaBt hat; 

der Einzahler inuB eine Zuschlagsgebühr in Hôhe von 

10 % der betreffenden Gebühr entrichten, sofern er 

die Zahlung nicht schon zehn Tage vor Ablauf der 

Frist veranlaBt hat. 

2.2 	Da der Anmelder durch die Vorlage des Einzahlungsscheins 

nachgewiesen hat, daB er die Zahlung noch innerhaib der 

Frist, nãiulich an deren letztem Tag, bei einem Postamt in 

einem Vertragsstaat vorgenommen hat, und die Zuschlags-

gebuhr in Höhe von DEN 12,50 entrichtet hat, gilt die 

Weiterbehandlungsgebühr gemäB Artikel 8 (3) in der 

Neufassung der Gebührenordnung als fristgerecht gezahit. 
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Entscheidungsformel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

Die Sache wird zur Weiterbehandlung an die Erstinstanz 

zurückverwiesen. 

Die Geschãftsstellenbeamtin: 	Der Vorsitzende: 

/W ~~ 
M. Beer 	 0. Bossung 
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